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zum Postversand aufgegeben worden sind. Es wird um Nachweis der 
Postversendeurkunde gebeten. 
Zudem wird darum ersucht, das Protokoll der behaupteten Kabinettssitzung 
zu überreichen, bei der die hier streitgegenständliche Verordnung 
besprochen sein soll. Insbesondere wird um das Anwesenheitsprotokoll 
ersucht, da sich nach diesseitiger Kenntnis die Ministerin selbst am Tage 
der Unterzeichnung in Berlin befunden hat. 
 
Weiterhin wird um Darlegung des internen Ablaufs bei einem 
Kabinetsbeschluss gebeten. An welcher Stelle/Funtion und in welchem 
Umfang mit welchen Prüfschritten ist das Sächsisches Staatsministerium 
der Justiz und für Demokratie, Europa und Gleichstellung daran beteiligt.  
 
Nach Vorlage der angeforderten Informationen und Dokumente werde ich 
rechtlich zu den aufgeworfenen Fragen Stellung nehmen. Eine 
abschließende rechtliche Bewertung – inbesondere unter Beachtung der 
Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts – ist allerdings erst 
möglich, wenn die Tatsachen erschöpfend aufgeklärt sind.  
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